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Stadtbiirgerschaft
19. Wahlperiode

Bericht des stadtischen Petitionsausschusses Nr. 21 vom 18. August 2017

Der stadtische Petitionsausschuss hat am 18. August 2017 die nachstehend auf-
gefiuhrten zehn Eingaben abschlieBend beraten. Der Ausschuss bittet, die
Stadtbiirgerschaft moége iiber die Petitionen wie empiohlen beschliefen und
die Vorlage dringlich behandeln.

Insa Peters-Rehwinkel

(Vorsitzende)

Der Ausschuss bittet, folgende Eingaben fiir erledigt zu erkldaren, weil die
Stadtbiirgerschaft keine Moglichkeit sieht, den Eingaben zu entsprechen:

Eingabe Nr.: S 19/91
Gegenstand: Beschwerde uber die Gesundheit Nord

Begriindung: Der Petent berichtet, dass seine Ehefrau im Januar 2016 in der
Augenklinik des Klinikums Bremen-Mitte bei einem bestimm-
ten Arzt zu einer Hornhauttransplantation angemeldet worden
sei. Der Arzt sei aufgrund seiner Erfahrung ausgewahlt wor-
den. Im Marz 2016 sei dem Petenten und seiner Ehefrau mit-
geteilt worden, dass der Arzt zum April 2016 Bremen verlasse
und fir die Operation kein genauso erfahrener Nachfolger zur
Verfiigung stehe.

Der Petent tragt vor, dass nach Aussage des Arztes bereits im
Januar festgestanden habe, dass er die Operation in Bremen
nicht mehr durchfihren konne. Die Weitergabe der Informa-
tion sei ihm aber aufgrund des finanziellen Interesses der Kli-
nik verboten worden. Bei einer rechtzeitigen Information hatte
sich die Ehefrau frihzeitig in einer anderen Klinik anmelden
konnen, da jede Verzogerung eine Risikoerhohung fur Ihr
Auge bedeutet habe. Die Petition wird von fiinf Mitzeichnen-
den unterstiitzt.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten eine Stellungnahme der Senatorin fur Wissenschatft,
Gesundheit und Verbraucherschutz eingeholt. Unter Bertick-
sichtigung dessen stellt sich das Ergebnis der parlamentari-
schen Prifung wie folgt dar:

Nach Angaben der Senatorin fur Wissenschaft, Gesundheit
und Verbraucherschutz habe der Weggang des betreffenden
Arztes im Januar 2016 noch nicht verbindlich festgestanden,
sodass zu diesem Zeitpunkt noch keine Information habe er-
folgen konnen. Letztlich sei die Patientin in einer anderen Kli-
nik sogar noch friher, als es in Bremen der Fall gewesen wére,
operiert worden. Eine Behandlung hatte aber auch in Bremen
erfolgen konnen.

Der stadtische Petitionsausschuss konnte nicht abschlieBend
aufklaren, zu welchem Zeitpunkt der Weggang feststand. Er
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fordert die Senatorin fiir Wissenschaft, Gesundheit und Ver-
braucherschutz aber auf, dafir Sorge zu tragen, dass Patienten
zum frihestmoglichen Zeitpunkt iber entsprechende Veran-
derungen informiert werden. Die Erteilung eines Auskunfts-
verbotes gegeniiber dem entsprechenden Arzt bestreitet die
Senatorin fir Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucher-
schutz ebenso wie den Vorwurf, dass finanzielle Interessen der
Klinik tiber die Gesundheit der Patienten gestellt wiirden. In-
sofern sieht der Ausschuss keine Mdoglichkeit, diesbeziiglich
weiter tatig zu werden.

S 19/101
Beschwerde liber das Jobcenter

Der Petent ist nach elfeinhalb Jahren aus der Haft entlassen
worden. Er beschwert sich tiber die Nichtbewilligung von Mit-
teln fur einen Fernseher sowie fur die Hausrat- und Haft-
pflichtversicherung. Zudem moniert er die Hohe der bewillig-
ten Bekleidungspauschale.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten eine Stellungnahme des Senators fur Wirtschaft, Ar-
beit und Hafen eingeholt. Unter Berucksichtigung dessen
stellt sich das Ergebnis der parlamentarischen Prifung wie
folgt dar:

Bezuglich eines Fernsehgerates hat das Bundessozialgericht
festgestellt, dass dieses zur Freizeitgestaltung gehore. Somit
fallt es nicht in die vom Petenten beantragte Erstausstattung
fur eine Wohnungseinrichtung und kann darin auch nicht be-
rucksichtigt werden. Die bewilligte Bekleidungspauschale in
Hohe von 277 € dient dazu, den akuten Bedarf an Bekleidung
zu decken. Zusatzliche Bekleidung ist nach Bedarf aus der Re-
gelleistung zu bezahlen. Ebenso sind die Kosten fur eine
Hausrat- und Haftpflichtversicherung bereits im Regelsatz
enthalten, sodass dafur keine gesonderten Mittel gezahlt wer-
den konnen. Der Ausschuss sieht daher keine Moglichkeit,
dem Anliegen des Petenten zu entsprechen.

S 19/111
Gesicherter FuBgangeruberweg in der Wachmannstral3e

Die Petentin fordert einen gesicherten FuBgangeriberweg in
der WachmannstraBe. Sie begrindet ihr Anliegen damit, dass
trotz Geschwindigkeitsbeschrankung viele Verkehrsteilneh-
mer schneller fahren wiirden und das Uberqueren der StraBe
dadurch gefahrlich ware. Hinzu kame, dass die Verkehrssitu-
ation dort sehr komplex sei. Die Petition wird von 57 Mitzeich-
nenden unterstutzt.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der
Petentin eine Stellungnahme des Senators fiir Umwelt, Bau
und Verkehr eingeholt. Unter Berticksichtigung dessen stellt
sich das Ergebnis der parlamentarischen Prifung wie folgt
dar:

Das Errichten eines Zebrastreifens ist in dem von der Petentin
benannten Bereich aufgrund des StraBenbahnverkehrs aus
rechtlichen Grinden nicht moéglich. Fir die Prifung einer Am-
pelanlage sind reprasentative Verkehrszahlungen vorgenom-
men worden. Die erforderliche Verkehrsstarke und Anzahl
von FuBgangerquerungen sind dabei nicht erreicht worden.
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Auch wurden von der Polizei in diesem Bereich keine Gefahr-
dungs- und Unfallhdaufungen festgestellt. Der Ausschuss sieht
daher keine Moglichkeit, dem Anliegen der Petentin zu ent-
sprechen.

S 19/163
Zulassung zum Vorbereitungsdienst

Der Petent begehrt die Zulassung zum Vorbereitungsdienst
fir Lehramter an o6ffentlichen Schulen in Bremen. Er moniert,
dass die Senatorin fiur Kinder und Bildung die zunachst erfol-
gte Anerkennung seines Diplomabschlusses als Erste Staats-
prufung fur die Lehramter aufgehoben habe. Er vertritt die
Auffassung, dass seine Qualifikationen fiir eine Anerkennung
ausreichend seien.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten eine Stellungnahme der Senatorin fiir Kinder und
Bildung eingeholt. Unter Berticksichtigung dessen stellt sich
das Ergebnis der parlamentarischen Prifung wie folgt dar:

Sofern bestimmte Voraussetzungen vorliegen, konnen fach-
fremde Hochschulabschlusse als Erste Staatsprifung fur das
Lehramt anerkannt werden. Die Senatorin fur Kinder und Bil-
dung hatte zunachst das vom Petenten erworbene Diplom fur
die berufsbildende Fachrichtung Wirtschaft und Verwaltung
und das Unterrichtsfach Englisch anerkannt, ohne dass alle er-
forderlichen Unterlagen vorlagen. Fur die Anerkennung ver-
langt die Senatorin fir Kinder und Bildung das Abschluss-
zeugnis einer Universitat oder einer den Universitaten gleich-
gestellten Hochschule sowie Zwischenzeugnisse, Vordiplome
oder dhnliches, aus denen sich das Mangelfach, bzw. die Man-
gelfachrichtung und das weitere Fach mit einer Note ableiten
lassen. Die erforderlichen Unterlagen hat der Petent trotz Auf-
forderung nicht vorgelegt. Zwar hat er beeindruckende Stu-
dienleistungen erbracht. Diese entsprechen aber nicht den
Voraussetzungen fur eine Gleichstellung seiner Studienleis-
tungen. So hat der Petent zwar auf Englisch studiert, nicht je-
doch das Unterrichtsfach Englisch mit einer Note im Bachelor-
oder Master-Zeugnis erfolgreich abgeschlossen. Der Aus-
schuss sieht insofern keine Mdoglichkeit, dem Anliegen des Pe-
tenten zu entsprechen. Er regt jedoch an, eine Anerkennung
fachfremder Studienabschliisse als Erste Staatsprifung erst
dann vorzunehmen, wenn alle Unterlagen vollstandig vorlie-
gen.

S 19/190
Beschwerde uber die Senatorin fiir Kinder und Bildung

Der Petent moniert das Antwortverhalten der Senatorin fiir
Kinder und Bildung in ihrer Funktion als Kultusministerprasi-
dentin auf seine Schreiben und E-Mails.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten eine Stellungnahme der Senatorin fiur Kinder und
Bildung eingeholt. Unter Bertcksichtigung dessen stellt sich
das Ergebnis der parlamentarischen Priufung wie folgt dar:

Ausgangspunkt fir die Eingabe ist ein Schreiben des Petenten
an die Senatorin fir Kinder und Bildung in ihrer Funktion als
Kultusministerprasidentin aus dem Jahr 2016. Das Schreiben
wurde seinerzeit ausfuhrlich beantwortet. Die nochmalige



Einlassung des Petenten stellte lediglich eine inhaltliche Vari-
ation des Ausgangsschreibens da und wurde deshalb nicht er-
neut beantwortet. Seit dem Jahreswechsel 2016/2017 hat
Bremen nicht mehr die Prasidentschaft der Kultusministerkon-
ferenz inne, sodass nunmehr keine formale Handlungsmog-
lichkeit der Senatorin fiir Kinder und Bildung besteht. Die
Petition hat sich daher erledigt.

Der Ausschuss bittet, folgende Eingaben fiir erledigt zu erkldren:
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S 19/99

Dokumentationsstatte zur Stadtgeschichte wahrend der NS-
Zeit

Der Petent fordert die Errichtung einer Dokumentationsstatte
zur Stadtgeschichte wahrend der NS-Zeit sowie ein Erinne-
rungskonzept zum Thema Kolonialismus. In Bremen existieren
bereits zahlreiche Einrichtungen zum Thema NS-Zeit, wie bei-
spielsweise der Bunker Valentin, der zur Gedenkstatte ausge-
baut wurde und die themenspezifische Abteilung im Focke-
Museum. Dartiber hinaus gibt es entsprechende Mahnmale
sowie die sogenannten Stolpersteine. Zum Thema ,Kolonialis-
mus"” ist bereits ein Arbeitskreis eingerichtet worden. Insofern
wurde dem Anliegen des Petenten bereits ausreichend Rech-
nung getragen.

S 19/108
Einrichtung eines Hans-Koschnick-Hauses

Der Petent schlagt die Errichtung eines Hans-Koschnick-Hau-
ses vor. Die Petition wird von einem Mitzeichnenden unter-
stutzt. Der Senat hat beschlossen, den Bremer Flughafen nach
Hans Koschnick zu benennen. Dem Gedenken Hans Ko-
schnicks wird insofern bereits Rechnung getragen.

S 19/124
Verschmutzung durch Tauben

Der Petent beschwert sich tiber die durch Tauben verursach-
ten Verschmutzungen im Kreuzungsbereich der Duckwitz-
straBBe und Richard-Dunkel-StraBBe unterhalb der A 281 sowie
in den Haltestellenbereichen der BSAG-Linien 1 und 8. In den
vom Petenten monierten Bereichen wurden in der Zwischen-
zeit sogenannte Taubenspikes angebracht, die bewirken, dass
sich dort keine Tauben mehr niederlassen. Insofern hat sich
die Petition erledigt.

S 19/126
Untersagung der Hundehaltung

Gegenuber der vom Petenten getrennt lebenden Ehefrau
wurde ein unbefristetes Haltungsverbot fir Hunde angeord-
net. Hintergrund des Verbotes ist der Gesundheitszustand der
Ehefrau, der eine Hundehaltung nicht zulasst. Infolgedessen
wurden die zwei Hunde der Ehefrau in das Tierheim Bremen
verbracht. Der Petent bittet um die Herausgabe der Hunde an
die in Moskau lebende Familie der Ehefrau. In der Zwischen-
zeit sind beide Hunde an die Familie in Moskau tibergeben
worden. Die Petition hat sich damit erledigt.
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S 19/181
Beschwerde tiber die Polizei Bremen

Der Petent beschwert sich iiber die Arbeitsweise der Polizei
Bremen. Dabei moniert er insbesondere die lange Bearbei-
tungsdauer und die inhaltliche Bearbeitung einer Strafan-
zeige. Der Petent hat die Eingabe fur erledigt erklart.



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 19 / 564 S
	Bericht des städtischen Petitionsausschusses Nr. 21 vom 18. August 2017


